
Forderungen und Ergebnisse von 1971 bis 2006

Jahr Forderung Ergebnis

1971 9 % und 40, - DM 7 % und 27,- DM

1972 5 % und 50,- DM 4 % und 30,- DM

1973 6 % und 60,- DM 6 % und 40,- DM

1974 15 %, mindestens 185,- DM

300,- DM Urlaubsgeld

50,- DM pro Kind

11 %, mindestens 170,- DM

1975 6% und einheitlich 50,- DM;

300,- DM Urlaubsgeld;

50,- DM pro Kind

6% und 100,- DM Einmalzahlung so-
wie höhere Ortszuschläge/ Sozialzu-
schläge für Arbeitnehmer/ innen mit 1
Kind bzw. 2 Kindern

1976 135,- DM 5 %, mindestens 85,- DM

1977 8%;

300,- DM Urlaubsgeld;

50,- DM pro Kind;

Urlaubsdauer nach Lebensalter bis

zum vollendeten 30. Lebensjahr 24

Arbeitstage, bis zum vollendeten 40.

Lebensjahr 28 Arbeitstage, nach

vollendetem 40 Lebensjahr 30 Ar-
beitstage

5,3 %

100,- DM Einmalzahlung

Laufzeit: 13 Monate,

150,- DM Urlaubsgeld;

Urlaub: Arbeiter und Angestellte (VG
VII-X sowie Kr IV-I) bis zum vollende-
ten 30. Lebensjahr= 2 Arbeitstage,
Arbeiter und Angestellte in den vorge-
nannten Vergütungsgruppen bis zum
vollendeten 40. Lebensjahr = 1 Ar-
beitstag

1978 7,5 %;

Urlaubsdauer ausschließlich nach Le-
bensalter bis zum vollendeten 30. Le-
bensjahr 25 Arbeitstage, nach vollen-
detem 40. Lebensjahr 30 Arbeitstage

4,5 %;

Urlaub: Arbeiter und Angestellte VG
X-IV sowie Kr I und IX 2 Arbeitstage,
VG IVa-I b sowie Kr X-XII 1 Ar-
beitstag, Festlegung einer max. Höhe
des Zusatzurlaubs und des Gesamt-
urlaubs

1979 6,5 %;

Erhöhung des Urlaubsgeldes um

4 %;

Verdoppelung des Urlaubsgeldes von
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250,- DM 150,- auf 300,- DM

1980 9 %, mindestens 180,- DM;

30 Tage Urlaub für alle

6,3 %

Einmalzahlung für Arbeiter und Ange-
stellte, die110,- DM Erhöhung nicht
erreichen, zusätzlich 13,- DM monat-
lich bei Einkommen unter 1.900,- DM;
bis zu 2 Tage mehr Urlaub

1981
7 % Für März und April 120,- DM; ab

1.5.1981 bis 28.2.1982 (10 Monate):
4,3 %

1982 6,5 %;

30 Tage Urlaub für alle

Für März und April einmalig 40,- DM,
ab Mai 1982 bis 28.2.1983(10 Mona-
te) 3,6 %;

1 Tag mehr Urlaub für alle, deren Ur-
laubsanspruch weniger als 30 Ar-
beitstage beträgt

1983 5 %, mindestens 110,- DM ab 1. März 1983 2,0 %,

1984 Schwerpunkte zur Arbeitsplatz- und

Einkommenssicherung;

30 Tage Urlaub für alle

Ab 1. Juli 1983 0,5 %, ab 1. März
1984 0,5 %;

alle Arbeitnehmer/innen, die noch kei-
nen Anspruch auf Erholungsurlaub
von 30 Arbeitstagen haben, erhalten
vom Urlaubsjahr 1983 an einen Ar-
beitstag Urlaub mehr

1985 5 %, mindestens aber110,- DM

Einstieg in die Verkürzung der regel-
mäßigen

wöchentlichen Arbeitszeit

3,2 %;

240,- DM Einmalzahlung;

2 freie Tage für alle ab Januar 1987

1986 6 % Gesamtvolumen(stärkeres Anhe-
ben der unteren und mittleren

Einkommen)

3,5 % ab 1.1.1986,

Erhöhung der allgemeinen Zulage von
40,- DM auf 67,- DM sowie Verbesse-
rung im Orts- und Sozialzuschlag;

Erhöhung des Urlaubsgeldes für alle
Arbeiter und Angestellten bis ein-
schließlich Vc BAT um 150,- DM

1987 6 % 3,4 % ab 1. Januar 1987
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1988 5 %;

Schwerpunkt Arbeitszeitverkürzung

1988: 2,4 % ab 1. März 1988;

1989: 1,4 % ab 1. Januar 1989;

1990: 1,7 % ab 1. Januar 1990

Arbeitszeitverkürzung:

ab 1. April 1989 39 Std./Woche,

ab 1. April 1990 38,5 Std./Woche

1990 Erhöhung der allgemeinen Zulage von
67,-/110,- DM auf 200,- DM; alle Be-
schäftigten und Auszubildenden sind
einzubeziehen;

Reduzierung und Vereinheitlichung
der Lebensaltersstufen;

Verbesserte Einkommensstrukturen
bei ArbeiterInnen, Meister, Techniker
und Ingenieure; verbesserte Schicht-
zulagen

Ab 1.1.1990/1.5.1990 wurden die

allgemeinen Zulagen/ Zuschläge wie

folgt erhöht:

Arbeiter der Lohngruppen I bis IV
Gemeinden, VIII bis V Bund und II bis
V Länder, Angestellte der Vergü-
tungsgruppen X bis IXa und Kr I und II
von bisher 67,- DM auf 127,- DM; Ar-
beiter der Lohngruppen IV bis VII
Gemeinden, IV bis I Bund und VI bis
IX Länder, Angestellte der Vergü-
tungsgruppen VIII bis Vc/Vb und Kr III
bis IV von bisher 67,- DM auf 150,-
DM;

Angestellte der Vergütungsgruppen
Vb bis II Gemeinden bzw. IIa
Bund/Länder und Kr VII bis XIII von
bisher 100,- DM auf 160,- DM; Ange-
stellte der Vergütungsgruppen Ib bis I
erhalten erstmals eine allgemeine
Zulage von 60,- DM;

Auszubildende erhalten erstmals eine
allgemeine Zulage von 30,- DM

1991 10 %;

Auszubildende 250,- DM

6 % ab 1. Januar 1991;

120,- DM für Auszubildende;

"Dynamisierung" der allgemeinen Zu-
lage;

Strukturergebnisse:

Die Strukturverbesserungen für Ar-
beiter/ innen treten rückwirkend ab
1.10.1990 in Kraft;

neue Struktur der „Kr“- Vergütungsta-
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belle (Anlage 1b) ab 1.1.1991; die üb-
rigen ausgehandelten Strukturverbes-
serungen treten ab 1.1.1991 in Kraft;
dies gilt für Meister, Techniker, Inge-
nieure, Angestellte in Versorgungsbe-
trieben, Beschäftigte in der Kranken-
und Altenpflege sowie im Sozial- und
Erziehungsdienst

1992 9,5 %;

Erhöhung des Urlaubsgeldes um
550,- DM;

Auszubildende 300,- DM

5,4 % ab 1. Mai 1992 (BAT I und II ab
1. Juni)

Einmalzahlung:

750,- DM für Januar bis April für alle
Arbeiter/innen, alle Angestellten in der
Kranken- und Altenpflege, alle Ange-
stellten zwischen BAT X und BAT
Vb/Va; 600,- DM für Januar bis April
für Angestellte zwischen BAT Ivb und
III;

Erhöhung des Urlaubsgeldes um
200,- DM;

Erhöhung der Ausbildungsvergütung
um 150,- DM mit Einbau der allgemei-
nen Zulage von 31,80 DM und 40,-
DM für unter 18jährige

1993 5,0 %;

soziale Orientierung mit

150,- DM;

Auszubildende überproportional;

weitere Arbeitszeitverkürzung

3,0 % ab 1. Januar 1993 (auch für
Auszubildende);

Erhöhung der Orts- und Sozialzu-
schläge für Arbeitnehmer/innen in
unteren Einkommensgruppen ab dem
1. Kind um 10,- DM

1994 Gemeinsame Verhandlungen für Ost

und West: 4,0 %;

soziale Orientierung für untere und

mittlere Einkommen;

deutlicher Schritt zur Angleichung

Ost; volle Übertragung des West-
Ergebnisses;

Auszubildende überproportional

Nach 6 bzw. 8 Nullmonaten:

2 % ab 1. Juli für alle Arbeiter/innen,
Angestellten der Vergütungsgruppen
X-Vc und Kr. I-Va BAT sowie für alle
Auszubildenden; ab 1. September für
die Angestellten der Vergütungsgrup-
pen Vb-I und Kr. VI-XIII BAT;

Laufzeit: 15 Monate, d.h. bis 31. März

1995;

Einfrieren der Berechnungsgrundlage
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für das 13. Monatseinkommen (100%)
auf der Basis 1993 für die Jahre 1994
bis 1996;

Erweiterung der Teilzeitbeschäfti-
gungsmöglichkeiten:

Anspruch auf Teilzeitarbeitsplatz für
max. 5 Jahre für Beschäftigte mit Kin-
dern unter 18 Jahren bzw. mit pflege-
bedürftigen Angehörigen;

Verlängerung des Ausgleichszeit-
raums der regelmäßigen Wochenar-
beitszeit von 8 auf 26 Wochen;

Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfall
statt bis zu 26 Wochen künftig bis zu 6
Wochen, danach Zuschuss zum
Krankengeld;

Grundsätzliche Übernahme der Aus-
zubildenden für 6 Monate (Ausnah-
men nur, falls über Bedarf ausgebildet
wird);

Aufnahme von Tarifverhandlungen
über zusätzliche Beschäftigung sowie
über die Einführung leistungsbezoge-
ner Entlohnungsbestandteile;

Ost:

Anhebung des Tarifniveaus von 80 %
auf 82 % der Westvergütungen ab  1.
Oktober 1994 und auf 84 % ab

1. Oktober 1995;

Laufzeit bis 31. März 1996;

Möglichkeit der Arbeitszeitverkürzung
bis auf 32 Stunden/Woche durch Ver-
einbarung zwischen den örtlichen o-
der regionalen Tarifvertragsparteien
für längstens 3 Jahre; dabei ist auch
ein gestaffelter Teillohnausgleich vor-
zusehen; im Gegenzug Schutz vor
betriebsbedingter Kündigung für die
betroffenen Beschäftigten, Vorrang
der Beschäftigungssicherung vor be-
triebsbedingten Kündigungen, Aus-
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schöpfung aller Möglichkeiten des
sozialverträglichen Personalabbaus;
Erhöhung der Abfindungszahlung bei
Auflösungsverträgen.

1995 6,0%;

soziale Orientierung bei unteren und
mittleren Einkommen;

Schaffung einer Zusatzversorgung
Ost;

einheitlich 100,- DM mehr für Auszu-
bildende,

verbindliche tarifvertragliche Regelung
zur Übernahme der Auszubildenden
für mindestens 6 Monate in Vollzeitar-
beitsverhältnisse, unbefristete Über-
nahme in Ausbildungsberufen, die
ausschließlich für den öffentlichen
Dienst qualifizieren.

Einmalzahlung von 140,- DM (114,80
DM für Ost) für April; ab Mai Erhöhung
der Löhne und Gehälter um 3,2% (für
Ost auf Basis von 82% zu berechnen);

Erhöhung der Ausbildungsvergütun-
gen um 3,2% ab April; Vereinbarung,
dass Arbeitgeber Ausbildungsplatzan-
gebot (insbesondere bei “Kammerbe-
rufen“) höchstmöglich ausschöpfen;

Verlängerung der Übernahmeverein-
barung für Auszubildende bis 30. April
1997.

Laufzeit: 13 Monate, d.h. bis 30. April
1996.

Für das Tarifgebiet Ost wurde die
Einführung der Zusatzversorgung ver-
einbart, Konkretisierungen in weiteren
Verhandlungen, Inkrafttreten und Ver-
sicherungsbeginn am 1. Januar 1997,
Rentenzeiten im Beitrittsgebiet wer-
den ab 3. Oktober 1990 bis Versiche-
rungsbeginn zur Hälfte angerechnet.

Tarifverhandlungen zur Einführung
leistungsbezogener Bezahlungsele-
mente sollen fortgesetzt werden.

Der 71. Änderungstarifvertrag zum
BAT wurde abgeschlossen: Zusätzlich
zum Verhandlungsstand Anhebung
des Zeitzuschlags für Arbeit an Wo-
chenfeiertagen, die auf einen Sonntag
fallen, um 15%; Protokollnotiz zu Er-
läuterung des Verschuldens von Ar-
beitsunfähigkeit.

Anhebung der Grundvergütung von
Beschäftigten zwischen dem 18. Und
20. bzw. 21. bzw. 23. Lebensjahr auf
100% der jeweiligen Anfangsgrund-
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vergütungen;

Gesamtvergütung für Beschäftigte
unter 18 Jahren beträgt einheitlich
85%.

Vereinbarung zur Aufnahme von Ver-
handlungen zu folgenden Punkten:

Verlängerung des Ausgleichszeitrau-
mes auf 52 Wochen (Jahres- Arbeits-
zeit), Verlängerung der Vorwegge-
währung der Stufen der Grundvergü-
tung (§ 27c BAT), Ermöglichung des
Abschlusses von befristeten Arbeits-
verhältnissen nach BeschfG für Ange-
stellte, Verlängerung der Frist des
§15c Abs.2 BAT-O; Beurlaubung ohne
Bezüge zur Betreuung und Pflege.

1996/

1997

Erhöhung der Einkommen in einen
Gesamtvolumen von 4,5 % bei einer
Laufzeit von 12 Monaten, für untere
und mittlere Einkommensgruppen soll
ein wirksame soziale Komponente
vereinbart werden Erhöhung der Aus-
bildungsvergütung einheitlich um 100
DM

Angleichung der Löhne und Gehälter
in Ostdeutschland auf 100 % Westni-
veau

Übernahme der Auszubildenden (zu-
mindest befristet für den Zeitraum bis
zum Anspruch auf Arbeitslosengeld

300 DM Einmalzahlung für Mai bis
Dezember 1996, 1,3 % ab 1.1.97.
Streichung eines der beiden zusätzli-
chen freien Tage im Jahr, dafür
ganztägige Arbeitsbefreiung am 24.
und 31.12. (bisher ab 12.00 Uhr)

Einfrieren der Berechnungsgrundlage
für die Zuwendung auf Basis 1993 für
ein weiteres Jahr (bis Ende 1997)

Keine Erhöhung der Ausbildungsver-
gütungen, dafür Schaffung von 1.200
Ausbildungsplätzen. Verlängerung der
Regelung zur Übernahme von Auszu-
bildenden nach der Abschlussprüfung
bis 31.12.1997.

Neuregelung der Bestimmungen über
Arbeitsbefreiung aus persönlichem
Anlass.

Abschluss einer Maßregelungsklau-
sel.

Ab 1.9.1997 Anhebung des Tarifni-
veaus von 84 auf 85 % (für Ost).

Verlängerung der Regelung über so-
ziale Arbeitszeitverteilung mit geän-
derter Regelung des Teillohnaus-
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gleichs

1998 Forderungen im Gesamtvolumen von
4,5 %:

Tarifvertragliche Ausgestaltung der
Altersteilzeit, mit dem Ziel, Auszubil-
denden und Arbeitslosen eine bessere
Perspektive für das Berufsleben zu
eröffnen

Weitere beschäftigungswirksame
Maßnahmen durch eine allgemeine
Verkürzung der Arbeitszeit (Abbau
von Überstunden und Mehrarbeit,
Einführung von Arbeitszeitkonten so-
wie der Faktorisierung von Arbeitszeit)

Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf
38,5 Stunden bei vollem Lohnaus-
gleich bzw. die weitere Angleichung
der Einkommen als weiterer Schritt
zur Tarifeinheit

Sicherung der Einkommen durch voll-
ständigen Ausgleich der Preissteige-
rungsrate

Verlängerung (über den 31. Dezem-
ber 1997) der Möglichkeit der „Sozia-
len Arbeitszeitverteilung“ im Tarifge-
biet Ost

Zur Gestaltung der Arbeitszeit durch
Arbeitszeitkonten und –faktorisierung
ist seit der Tarifrunde 95 kein Ab-
schluss zustande gekommen. Daher
hielt die Große Tarifkommission die
Kündigung des Ausgleichszeitraums
von einem Jahr zur Berechnung der
durchschnittlichen Arbeitszeit zum 28.
Februar 1998 für unumgänglich.

1,5 % Erhöhung ab 1.1. bis
31.12.1998 für alle Beschäftigten

Einfrieren der Berechnungsgrundlage
für die Zuwendung bis zum 31.12.98
verlängert

Altersteilzeit ist ab dem 55. Lebens-
jahr möglich. Der Aufstockungsbetrag
liegt bei 83 % des regelmäßigen Voll-
zeitnettoarbeitsentgelts

Die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
bleibt ohne Abstriche erhalten

Im Tarifgebiet Ost erfolgt ab 1.9.98
eine weitere Einkommensangleichung
an das Westniveau in Höhe von 1,5 %
auf 86,5 %, Laufzeit bis Ende 2000
(bis zu diesem Zeitpunkt Ausschluss
weiterer Angleichungsschritte)

Bei der Zusatzversorgung wird ein
Eigenbeitrag der Beschäftigten ein-
geführt.

(Die Eigenbeteiligung kommt bei einer
Umlage von über 5.2 % mit 50 % zum
Tragen)

Im Verwaltungsrat der VBL wird ab
2000 die paritätische Mitbestimmung
eingeführt

Abschluss einer Maßregelungsklausel

In den Redaktionsverhandlungen
konnte Einigung über die bezahlte
Freistellung für Mitglieder in Prüfungs-
und Berufsbildungsausschüssen so-
wie in Selbstverwaltungsorganen der
Sozialversicherung erzielt werden.

1999 5,5 %, wieder volle Zuwendung,

mehr Ausbildungsplätze und Über-
nahme

3,1 % Erhöhung ab 1.4.1999 bis
31.3.2000 für alle Beschäftigten.

Einmalzahlung von 300,- DM für Ja-
nuar bis März 1999 (Ost 86,5%).

Verlängerung des Einfrierens der Zu-
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wendung auch im Jahre 1999 auf dem
Stand von 1993

2000 Einkommenserhöhungen im Gesamt-
volumen von 5 Prozent,

Stufenplan im Tarifgebiete Ost auf
100 Prozent des Westniveaus, mehr
Ausbildungsplätze und mind. 12 Mo-
nate Übernahme nach Ausbildung-
sende

2,0 % Erhöhung ab 1.8.2000, ab
1.9.2001 weitere 2,4 %. Einmalzah-
lung 400,- DM für April bis Juli 2000.
Laufzeit bis 31. Oktober 2002.

Einfrieren der Berechnungsgrundlage
für die Zuwendung auf dem Niveau
’93 verlängert.

Die Einkommen Ost werden in
Schritten angehoben: ab 1.8.2000 auf
87,0 %, ab 1.1.2001 auf 88,5% und ab
1.1.2002 auf 90,0%.

Altersteilzeit gilt künftig auch für Teil-
zeitbeschäftigte.

Die Zahl der Ausbildungsverhältnisse
soll auf dem gegenwärtigen Niveau
gehalten werden. Nach Ende der
Ausbildung soll künftig eine Übernah-
me für 12 Monate erfolgen

TV zur sozialen Absicherung im Tarif-
gebiet Ost wird bis Ende 2003 verlän-
gert.

Abschluss einer Maßregelungsklausel

2002/
2003

Einkommenserhöhungen im Gesamt-
volumen von deutlich über 3 %;

Laufzeit von 12 Monaten;

Verbindlicher Stufenplan bis spätes-
tens 2007 zur Angleichung Tarifgebiet
Ost auf 100% des Westniveaus;

Fortsetzung der tarifvertraglichen Re-
gelung zur Übernahme der Auszubil-
denden.

2,4% ab 1. Januar 2003 für alle Be-
schäftigten (für Angestellte oberhalb
BAT IVa / Kr. XI ab 1.4.2003);

1% ab 1. Januar 2004;

1% ab 1. Mai 2004;

Im März 2003 Einmalzahlung in Höhe
von 7,5% höchstens 185,- € / Tarifge-
biet Ost 166,50 € / Auszubildende und
Praktikant/innen höchstens 65,- € / im
Tarifgebiet Ost 58,50 €;

Im November 2004 Einmalzahlung in
Höhe von 50,- € /Tarifgebiet Ost 46,25
€ / Auszubildende 30,- €;
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Laufzeit bis 31.1.2005;

Einfrieren der Zuwendung bis zum
31.1.2005;

Verlängerung der bisherigen Über-
nahmeregelung für Auszubildende bis
zum 31.1.2005;

Verlängerung des Tarifvertrages zur
sozialen Absicherung im Tarifgebiet
Ost bis zum 31. Dezember 2007.

Angleichung Tarifgebiet Ost

Verbindliche 100-Prozent-Angleichung
der Löhne und Vergütungen im Tarif-
gebiet Ost bis zum 31.12.2007;
Für Angestellte oberhalb der Vergü-
tungsgruppen Vb und Kr. VIII
bis zum 31.12.2009;

 - Kündigung dieser Vorschrift ist aus-
geschlossen -

Erster Angleichungsschritt ab 1.1.
2003 auf 91%, ab dem 1.1.2004 in
einem weiteren Schritt auf 92,5%;

Vereinbarung weiterer Anpassungs-
schritte in der Lohn- und Vergütungs-
runde 2005;

Beitrag der Beschäftigten zur Zusatz-
versorgung in Höhe von 0,2 % des
Bruttoentgelts für jeden 1 %-Schritt
der Angleichung, höchstens 2%.

Neugestaltung des Tarifrechts

Abschluss einer Prozessvereinbarung
mit der Verpflichtung, die Neugestal-
tung des Tarifrechts ÖD bis zum 31.
Januar 2005 abzuschließen.
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Sonstige Regelungen

Wegfall des AZV-Tages  ab 1. Januar
2003;

Halbierung des Stufenaufstiegs für die
Dauer eines Jahres in der Zeit vom 1.
Januar 2003 bis zum 31. Dezember
2004;

Der Termin für die Auszahlung der
Bezüge kann ab Dezember 2003 je-
weils im Dezember vom 15. auf den
letzten Tag des Monats verschoben
werden;

Abschluss einer Maßregelungsklau-
sel.

2005 Neugestaltung des Tarifrechts mit Ü-
berleitungsbestimmungen bei Bund
und VKA

Keine Abkoppelung von den allgemei-
nen Einkommenserhöhungen

In-Kraft-Treten des TVöD mit Über-
leitungstarifvertrag zum 1. Oktober
2005 – Einheitliches Tarifrecht für
Angestellte und ArbeiterInnen

Einmalzahlungen bis 2007 beim
Bund und im Tarifgebiet West im
kommunalen Bereich

• 2005 je 100 € im April, Juli und
Oktober,

• 2006 je 150 € im April und Juli
und

• 2007 je 150 € im April und Juli

• Auszubildende, SchülerInnen,
PraktikantInnen erhalten Ein-
malzahlungen von je 100 € im
Juli 2005, 2006 und 2007

Angleichung Tarifgebiet Ost

Anhebung des Bemessungssatzes im
kommunalen Bereich im Juli 2005,
2006 und 2007 um je 1,5 Prozent-
punkte
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Vereinbarung wesentlicher Kern-
punkte des TVöD

- neue Entgelttabelle mit 15 Entgelt-
gruppen

- Leistungsabhängige Stufenauf-
stiege

- Leistungsorientierte Bezahlung ab
2007 mit 1 v.H. der ständigen Mo-
natsentgelt des Vorjahres, Zielgrö-
ße 8 v.H.

- Beginnend mit dem Jahr 2007 be-
misst sich die von diesem Jahr an
dynamische Jahressonderzah-
lung nach folgenden Prozentsät-
zen (im Tarifgebiet Ost 75 v.H.):

� 90 % für die Entgelt-
gruppen 1 bis 8

� 80 % für die Entgelt-
gruppen 9 bis 12

� 60 % für die Entgelt-
gruppen 13 bis 15

- regelmäßige wöchentliche Arbeits-
zeit beim Bund 39 Stunden

- regelmäßige wöchentliche Arbeits-
zeit im Tarifgebiet West im kom-
munalen Bereich 38,5 Stunden mit
Möglichkeit der Kündigung auf
landesbezirklicher Ebene mit dem
Ziel der Anhebung der wöchentli-
chen Arbeitszeit bis zu 40 Stunden
in der Woche, im Tarifgebiet Ost
40 Wochenstunden

- Krankengeldzuschuss ab 1. Okto-
ber 2005 bis zum Ende 39. Woche

- Erhalt der Unkündbarkeit im Tarif-
gebiet West

- Vereinbarung eines Tarifvertrages
Meistbegünstigung
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2006 Übernahme des neuen Tarifrechts für
die Länder

Einkommenserhöhungen entspre-
chend dem Tarifabschluss bei Bund
und Kommunen

Wieder-Inkraftsetzen der gekündigten
Tarifverträge

Vereinbarung von Eckpunkten für
ein neues Tarifrecht – einheitliches
Tarifrecht für Angestellte und Ar-
beiterInnen

In-Kraft-Treten am 1. November
2006

Einmalzahlungen in 2006 und 2007

2006

E 1 bis E 8          150 €

E 9 bis E 12        100 €

E 13 bis E 15        50 €

2007 im Januar

E 1 bis E 8          310 €

E 9 bis E 12        210 €

E 13 bis E 15        60 €

2007 im September

E 1 bis E 8          450 €

E 9 bis E 12        300 €

E 13 bis E 15       100 €

Auszubildende, SchülerInnen und
PraktikantInnen erhalten zu densel-
ben Terminen jeweils 100 €.

Entgelterhöhung zum 1. Januar
2008 bzw. 1. Mai 2008 für das Tarif-
gebiet Ost von 2,9 v.H. Die Tabellen-
werte werden auf volle 5-Euro-
Beträge aufgerundet.

Dynamische Jahressonderzahlung

                            West           Ost

E 1 bis E 8          95 v.H.        71,5 v.H.

E 9 bis E 11        80 v.H.          60 v.H.

E 12 bis E 13      50 v.H.          45 v.H.

E 14 bis E 15      35 v.H.          30 v.H.

Für die Beschäftigten, mit denen ar-
beitsvertraglich vor dem 31. Oktober



Jahr Forderung Ergebnis

2006 abweichende Vereinbarungen
zur Zuwendung und zum Urlaubsgeld
getroffen worden sind, gilt:

- Im Jahr 2006 richtet sich der An-
spruch auf Zuwendung und Ur-
laubsgeld nach den am 19. Mai
2006 geltenden Landesregelun-
gen.

- Im Jahr 2007 wird die nach den
jeweiligen arbeitsvertraglichen
Vereinbarungen zustehende
Summe aus Zuwendung und Ur-
laubsgeld um 50 v.H.  des Diffe-
renzbetrages zu der Jahresson-
derzahlung nach TV-L erhöht, so-
fern die Jahressonderzahlung
nach TV-L höher wäre.

Dasselbe gilt für nach dem 31. Okto-
ber 2006 neu eingestellte Beschäftigte
in 2006 und 2007.

Wöchentliche Arbeitszeit

Die durchschnittliche wöchentliche
Arbeitszeit wird nach einem Faktor
für jedes Bundesland gesondert be-
rechnet. Beibehaltung der 38,5 Stun-
denwoche für bestimme Beschäftig-
tenbereiche und der 40 Stundenwo-
che im Tarifgebiet Ost.

Krankengeldzuschuss ab 1. Novem-
ber 2006 bis zum Ende 39. Woche

Erhalt der Unkündbarkeit im Tarifge-
biet West

Gesonderte Regelungen für Ärztin-
nen und Ärzte


